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Fassung vom 7.3.2012 
Ein Thema von wachsender Bedeutung
Dass städtische und ländliche Gebiete in zunehmendem Maße aufeinander angewiesen sind, ist zwischenzeitlich allgemein bekannt. Probleme, die durch Städte verursacht werden, haben zuweilen auch in ländlichen Gebieten Auswirkungen und umgekehrt, doch auch Lösungen für städtische Probleme lassen sich in ländlichen Regionen finden und umgekehrt. Vor diesem Hintergrund wächst die Erkenntnis, dass ein intelligenter Umgang mit diesen Wechselbeziehungen dazu beitragen kann, Probleme zu lösen, die Wirtschaftsleistung zu steigern und auch die Lebensqualität zu verbessern. Diese Vorstellung lässt auf eine Situation schließen, bei der beide Seiten gleichermaßen profitieren – und in der Tat lassen sich hierfür zahlreiche Beispiele in ganz Europa anführen, die hauptsächlich sektorale Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten betreffen. Beispiele für derartige sektorale Projekte finden sich in Bereichen wie der gemeinsamen Abwasserentsorgung für mehrere Gemeinden, Verkehrsverbünde im öffentlichen Personennahverkehr oder einer gemeinsamen Raumplanung. Doch integrierte Partnerschaften mit einer Vielzahl unterschiedlicher Projekte, die in eine gemeinsame Strategie eingebunden sind, sind nicht allzu häufig, wenngleich sich auch hierfür gute Beispiele finden lassen. In jedem Fall stellt jedoch das breite Spektrum an unterschiedlichen Konzepten überall in Europa ein Vorzug dar, dass die Möglichkeit bietet, sich sehr unterschiedliche Erfahrungen zunutze zu machen, die in unterschiedlichen Umfeldern mit unterschiedlichen lokalen Akteuren gesammelt werden.
Doch werden Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten bislang als ein Konzept angesehen, dem es an Inhalten fehlt, denn die Effektivität derartiger Partnerschaften anhand nachprüfbarer Fakten zu belegen, ist schwierig. Lokale Akteure bezeugen zwar den Mehrwert, doch statistisch messbare Ergebnisse sind rar. Mit Blick auf quantitative Indikatoren ist dies ein wichtiger Gesichtspunkt, denn wenn öffentliche Mittel eingesetzt werden, ist häufig eine Evaluierung vorgeschrieben. Ein weiterer Grund für eine kritische Betrachtung besteht darin, dass die Erwartungen an die Ergebnisse einer derartigen Zusammenarbeit überhöht sind oder dass der Zeithorizont zu knapp bemessen ist.
All diese kritischen Einwände müssen ernst genommen werden, wenn ein neues Instrument eingeführt wird und eine kritische Würdigung gefragt ist. Dies betrifft zum einen das allgemeine Konzept und zum anderen die individuellen Ansätze in den einzelnen funktionalen Gebietseinheiten. Eine sorgfältige Diagnose des Aufwands und der Ergebnisse ist bei Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten unverzichtbar, insbesondere angesichts der Tatsache, dass jede Partnerschaft einzigartig ist. Partner, die sich zu einer neuen Partnerschaft zusammenschließen wollen, dürfen keine simplen Rezepte erwarten, doch ist es durchaus möglich, die Erfolgsfaktoren derartiger Partnerschaften herauszuarbeiten.
Hinzu kommt, dass Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten weder einen Ansatz darstellen, der auf eine räumliche Dekonzentration des wirtschaftlichen Potenzials abzielt, noch wollen sie eine finanzielle Umverteilung innerhalb einer funktionalen Gebietseinheit. In derartigen Partnerschaften geht es darum, vorhandene Potenziale richtig zu nutzen und so neu zu verknüpfen, dass dadurch die lokale Entwicklung gefördert wird. Und: Der Schwerpunkt von Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten liegt nicht allein auf wirtschaftlichen Fragen – darüber hinaus sind in diesem Zusammenhang noch zahlreiche weitere Themen von Belang. Ziel der Partnerschaften ist es, vorhandene Verbindungen zwischen ländlichen und städtischen Gebieten so zu nutzen, dass daraus wirtschaftliches Wachstum und ein Plus an Lebensqualität entsteht.
Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten sollten nicht als das zukünftig einzige Instrument für die Regionalentwicklung betrachtet werden, das die Stadtentwicklungspolitik und die Politik zur Entwicklung des ländlichen Raums ersetzen könnte, sondern sind vielmehr als Ergänzung dazu anzusehen.

Beispiele für Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten in Europa
Für die Zusammenarbeit zwischen ländlichen und städtischen Gebieten gibt es eine Vielzahl von Beispielen mit unterschiedlichen Bezeichnungen und unterschiedlichen Inhalten. Einige Beispiele:
SPESP, ESPON und das Sechste Forschungsrahmenprogramm (PURPLE – Peri Urban Regions Platform Europe, PLUREL – Peri-urban Land Use Relationships )
Durch verschiedene Forschungsprogramme, die wertvolle Erkenntnisse zum Verständnis von Themen und Prozessen liefern, fördert die EU den Aufbau von Kenntnissen über Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten. Ein wichtiger erster Schritt zur Analyse der Möglichkeiten, die derartige Partnerschaften bieten, war in der zweiten Hälfte der 1990er Jahre das Studienprogramm zur europäischen Raumplanung (Study Programme on European Spatial Planning – SPESP), das anhand einer Auswahl von Fallstudien aus ganz Europa wertvolle Einblicke in die Beziehungen zwischen ländlichen und städtischen Gebieten vermittelte. Das SPESP bereitete den Weg für die weitere Förderung des Themas und führte schließlich zum Start des Europäischen Beobachtungsnetzes für Raumordnung (ESPON). Dieses Netz führte die Forschungsarbeit über Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten mit dem Projekt 1.1.2. zu den Beziehungen zwischen Stadt und Land in Europa fort. Im Zusammenhang mit dem Sechsten Forschungsrahmenprogramm sind außerdem die Projekte PURPLE (Peri Urban Regions Platform Europe) und PLUREL (Peri-urban Land Use Relationships) zu erwähnen.

EU-Fördermittel für nationale und regionale Operationelle Programme
In Italien, Griechenland, Österreich, Portugal und Spanien werden derzeit mehrere Strukturfondsprogramme durchgeführt, die zumindest teilweise Aspekte von Stadt-Land Partnerschaften aufweisen. Das Thema war bereits in einigen Programmen des vorhergehenden Finanzierungszeitraums 2000‑2006, beispielsweise in der Toskana, in Niederösterreich und in Norra (Schweden), aufgegriffen worden. Weitere Beispiele liefern die EFRE-Programme von Brandenburg (Deutschland) und Nordungarn sowie der Nationale Strategische Rahmenplan Portugals. Das operationelle Programm für Südfinnland unterstützt unter anderem Netzwerke von größeren Zentren und Regionalzentren, denen aber auch angrenzende kleinere Städte und ländliche Gebiete angehören. Eine vergleichsweise stark ausgeprägte Perspektive der Partnerschaft zwischen ländlichen und städtischen Gebieten lässt sich außerdem in zwei österreichischen und einem schwedischen Programm finden.
Bei genauerer Betrachtung der Programmschwerpunkte und –maßnahmen wird jedoch zumeist deutlich, dass der ländlich-städtische Ansatz eher implizit aufgegriffen wird und weniger proaktiv und explizit ist, indem Fördermittel unmittelbar für Initiativen für Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten bereitgestellt werden. Auch die Europäische Kommission fand bei ihrer Analyse der aktuellen Nationalen Strategischen Rahmenpläne und Operationellen Programme nur wenige Hinweise für eine erfolgreiche Einbeziehung einer ausgeprägten territorialen Dimension; vielmehr stellt sie fest, dass für die Umsetzung eines gebietsbezogenen Ansatzes zum einen der politische Wille und zum anderen die institutionellen Kapazitäten fehlen.
Europäische territoriale Zusammenarbeit
Insbesondere die INTERREG Programme liefern einen wichtigen Nachweis für das Hineinwirken der Kohäsionspolitik in Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten In Artikel 6 Buchstabe d der EFRE-Verordnung wird dieser Aspekt ausdrücklich als Instrument für die Europäische Territoriale Zusammenarbeit genannt. Beispiele für Initiativen im Rahmen von Interreg liefern das Programm „Nördliche Peripherie“, das Programm „Sustainable Urban Fringes“ (SURF) in der Nordseeregion sowie Baltic+, HINTERLAND und „New Bridges“ in der Ostseeregion. So lag beispielsweise der Schwerpunkt des Programms HINTERLAND auf den ländlichen Gebieten im Umkreis von 30 bis 50 km von größeren Städten. An dem Projekt nahmen rund 100 Dörfer in der Ostseeregion teil, die von einem Bevölkerungsrückgang betroffen sind. INTERREG IV C unterstützt den Aufbau von Kapazitäten und den Erfahrungsaustausch in Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten. Das erst vor kurzem bewilligte Projekt URMA fördert Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten als ein Instrument für den Innovationstransfer und die Stärkung der Innovationstätigkeit in europäischen Ballungsräumen und deren Umland.
Das europäische Austausch- und Lernprogramm URBACT bietet eine weitere Plattform für die Aktivierung von Erfahrungen und Kenntnissen aus Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten. Zwar liegt der Schwerpunkt des Programms, an dem hauptsächlich  Städte teilnehmen, auf der Gründung europäischer und lokaler Netzwerk für die nachhaltigen Entwicklung von städtischen Gebieten. URBACT fördert jedoch auch mehrere Projekte, die sich dem Thema der städtischen und ländlichen Kooperation  widmen.
Nationale politische Instrumente für Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten
Daneben gibt es auch Beispiele für nationale Initiativen, mit denen Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten gefördert werden. Eine davon ist die Initiative für überregionale Partnerschaften des deutschen Bundesministeriums für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung. Dabei wurde in sieben Gebieten in Deutschland, hauptsächlich Metropolregionen, die Funktionsweise derartiger groß dimensionierter Kooperationen untersucht. Ein weiteres Beispiel bietet das Projekt „The Northern Way“ im Vereinigten Königreich, das von 2004 bis 2012 durchgeführt wurde. Es folgt einem integrierten Ansatz, dessen Schwerpunkt auf der wirtschaftlichen Entwicklung und deren Einflussfaktoren liegt. In diesem Zusammenhang ist auch die Einführung der communautés urbaines, der communautés agglomérations und der communautés de communes in Frankreich erwähnenswert, mit denen eine rechtliche Grundlage für die interkommunale Zusammenarbeit und für Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten geschaffen wurde.
Das finnische Programm für Kohäsion und Wettbewerbsfähigkeit kann als Beispiel für die Förderung sowohl der horizontalen als auch der vertikalen Integration angeführt werden. Zwar enthält es keinen expliziten Hinweis auf Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten, doch kann es durchaus als ein solches Programm gewertet werden, denn die Zusammenarbeit zwischen unterschiedlichen Gebieten hat darin einen hohen Stellenwert.
Einen weiteren Anknüpfungspunkt für Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten bietet schließlich das Programm für das „Nationale Netzwerk für den ländlichen Raum“ (Programa de la Red Rural Nacional) in Spanien, das von der Perspektive der Politik zur Entwicklung des ländlichen Raums ausgeht. Der Nationalen Strategischen Rahmen beinhaltet auch integrierte Strategien zur Förderung der ländlichen Wirtschaftsentwicklung. 
Die räumliche Dimension der Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten
Hinsichtlich Relevanz und Auswahl der Kooperationsthemen, spielt die Entfernung in einer Partnerschaft eine wichtige Rolle. So sind beispielweise die Eindämmung der Zersiedelung und die Erhaltung von Freiflächen für die Partner in ländlichen (oder suburbanen) Gebieten in unmittelbarer Nachbarschaft von Großstädten von größerer Bedeutung. In Gebieten mit ähnlichen Branchen hat darüber hinaus die Bildung von Clustern und Netzwerken höhere Priorität. Im Gegensatz hierzu erwarten sich die eher an der Peripherie gelegenen Gebiete von der Partnerschaft zwischen ländlichen und städtischen Gebieten besseren Zugang zur städtischen Infrastruktur oder eine bessere Nutzung ihres landschaftlichen und kulturellen Potenzials für Freizeit und Tourismus. Der gemeinsame Fokus der gesamten Region liegt auf Aspekten wie Marketing, gemeinsamen Strategien und einer nachhaltigen Entwicklung.
Hieraus ergibt sich die Frage nach der räumlichen Dimension von Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten: Sie lässt sich nicht unbedingt in Kilometern ausdrücken, vielmehr endet sie dort, wo die tragfähigen Verbindungen aufhören. Kooperation funktioniert nur dann, wenn zwischen den Gebieten in der Partnerschaft Verbindungen bestehen und auch das Potenzial vorhanden ist, einen Beitrag zu der Partnerschaft zu leisten. „Trittbrettfahrer“ sind auf die Dauer nicht tragbar.
Selbstverständlich lassen sich die verschiedenen Verbindungen individuell nutzen, beispielsweise in sektoralen Partnerschaften. Der Vorteil eines integrierten Ansatzes besteht allerdings in einer besseren Verknüpfung der Projekte untereinander und ihrer Einbindung in eine gemeinsame Strategie, die die gesamte Partnerschaft einschließt. Hieraus ergibt sich ein Strategiegebiet für die gesamte Partnerschaft, das sich jedoch aus zahlreichen Teilgebieten zusammensetzen kann, die sich bestimmten Projekten mit ausgewählten Partnern widmen – d. h. denjenigen Partnern, die über das Potenzial verfügen, einen eigenen Beitrag zum Erfolg eines Projekts zu leisten und die schließlich von den Ergebnissen des Projekts profitieren. Dies wird häufig als „variable Geometrie“ oder „veränderbare Räume“ (soft spaces) bezeichnet. Dennoch sind alle Projekte durch die Strategie und auch durch ein sachgerechtes Management der wechselseitigen Beziehungen unter den einzelnen Themenbereichen miteinander verknüpft.
Unterschiedliche Formen der formalen Zusammenarbeit
Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten bilden eine Sonderform der interkommunalen Zusammenarbeit, denn sie führen unterschiedliche Arten von Kommunen – ländliche Gemeinden, Umlandgemeinden und städtische Kommunen – zusammen und beschränken sich nicht nur auf einen Typus, wie dies beispielsweise bei Netzwerken von Großstädten der Fall ist, oder auf unmittelbar benachbarte Kommunen, beispielsweise in Stadtrandgebieten. Bei der interkommunalen Zusammenarbeit handelt es sich nicht um ein neues Konzept. Vielmehr gibt es sie in Europa bereits seit mehreren Jahrzehnten in unterschiedlichen Formen. Oft sind sie abhängig vom jeweiligen nationalen Rechtsrahmen und den nationalen oder regionalen politischen Vorgaben (z. B. Überwindung der Konkurrenz der beteiligten Kommunen untereinander) sowie der Tradition der Zusammenarbeit.

Damit die langfristige Tragfähigkeit gesichert ist, muss für die Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten ein geeignetes organisatorisches Modell gefunden werden. Außerdem muss, da auch nicht gewählte Akteure beteiligt sind, eine Form der Lenkung oder Governance entwickelt werden, die einerseits demokratischen Grundsätzen Rechnung trägt, andererseits jedoch den Akteuren außerhalb der institutionalisierten Partnerschaft eine geeignete Grundlage für die Teilhabe an dem Prozess bietet. Je nach den räumlichen Gegebenheiten sind unterschiedliche Governanceformen möglich, die jedoch zwingend folgende Kriterien erfüllen müssen: Im Idealfall ist eine Partnerschaft a) freiwillig, b) langfristig konzipiert (nachhaltig), c) auf Augenhöhe angelegt und d) für alle Partner von Vorteil.
Die wichtigsten Merkmale von Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten in unterschiedlichen räumlichen Kategorien
Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten sind nicht an bestimmte Voraussetzungen hinsichtlich der Größe der teilnehmenden Städte oder einer bestimmten räumlichen Ausdehnung gebunden. Die OECD schlägt vor, bei Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten zwischen drei räumlichen Kategorien zu unterscheiden: Metropolregionen, Netze kleiner und mittelgroßer Städte und dünn besiedelte Gebiete mit Marktstädten. Dabei kommt es allerdings nicht allein auf die Größe der Städte an, die den Kern der Partnerschaft bilden – auch die relative Wirtschaftsleistung könnte eine Rolle spielen, z. B. städtische und ländliche Gebiete mit hoher Wirtschaftsleistung, städtische und ländliche Gebiete mit geringer Wirtschaftsleistung oder Kombinationen aus städtischen Gebieten mit hoher und ländlichen Gebieten mit geringer Wirtschaftsleistung und umgekehrt. Auch Wachstum und Rückgang – sowohl in wirtschaftlicher als auch in demografischer Hinsicht – können bei der Differenzierung von Bedeutung sein. Zur Charakterisierung der Verbindungen zwischen den Gebieten können noch weitere Indikatoren herangezogen werden, wie z. B. Richtung, Volumen, Stärke, Größenordnung, Lage, zeitlicher Rahmen, Bedeutung und Potenzial, aus denen sich unterschiedliche Schwerpunkte und Themen der Zusammenarbeit ergeben.
Die Analyse hat ergeben, dass die meisten Themen der Zusammenarbeit in allen drei Kategorien eine Rolle spielen. Einige Beispiele sind:
· gemeinsame Strategien für die Regionalentwicklung/gemeinsame Raumplanung
· Konzentration auf die Erfordernisse der ländlichen Gebiete
· Partnerschaftsstrategien für die Zukunft

· Governance

· interne und externe Kommunikation/Marketing

· wirtschaftliche Entwicklung und Beschäftigung (regionale Wertschöpfungsketten, Vernetzung (auch Verknüpfung bestehender Netzwerke) und Cluster, Innovation, Verbesserung von spezifischen regionalen Wirtschaftspotenzialen
· Verkehr und Erreichbarkeit
· Breitband und bessere Kommunikationsmöglichkeiten (einschließlich Fernunterricht)

· Bevölkerungsrückgang (Fachkräftemangel, Bevölkerungsalterung)

· Tourismus und Kulturerbe
· Gesundheit (Telemedizin/Rettungsdienste)

· Ökologie (Abfallbehandlung, Wasserläufe, Grünzüge, Naturparks)

· erneuerbare Energien
Jedoch nehmen die Themen je nach räumlichen Gegebenheiten oder Entfernung der Partner untereinander unterschiedliche Prioritäten ein. 
Erfolgsfaktoren für Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten
Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten können nicht nebenbei gebildet werden, vielmehr erfordern sie ein hohes Maß an Engagement der beteiligten Akteure. Es gibt dafür auch keine Standardrezepte, denn die Prozess und die Ergebnis werden durch die lokalen und regionalen Gegebenheiten beeinflusst. Dennoch ist eine Reihe von Erfolgsfaktoren zu nennen, die sich positiv auf Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten auswirken:
· Verbindungen: Die Grundlage für Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten bilden Verbindungen zwischen den verschiedenen Arten von Räumen. Sie lassen sich im Rahmen von sektoralen politischen Maßnahmen gestalten. So übernehmen beispielsweise regionale Verkehrsverbünde den öffentlichen Personenverkehr in einer bestimmten Region. Integrierte Ansätze können somit weitere Synergien erzeugen und zu einem wechselseitigem Nutzenausgleich führen.
· Gemeinsame Probleme: Neben den Verbindungen kann die gemeinschaftliche Lösung gemeinsamer Probleme eine Grundlage für Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten bilden. Daher ist nicht nur die Schaffung von „Win-Win“-Situationen ein wichtiges Ziel, sondern auch die Bewältigung von Konflikten.
· Das Gefühl der Zugehörigkeit zu einer Funktionseinheit: Die Akteure einer Region müssen eine gemeinsame Identität haben, d. h. sie müssen das Gefühl haben, dass sie zusammengehören und eine Funktionseinheit bilden. 

· Strategie/gemeinsame Ziele: Gleich zu Beginn müssen sich alle Akteure auf eine gemeinsame Strategie und die Ziele ihrer Partnerschaft einigen. Dazu sind konkrete Ziele und konkrete Projekte festzulegen.
· Bestimmte Formen der Governance: Das Vorhandensein entsprechender Formen der Lenkung oder Governance ist unabdingbarer Bestandteil einer Partnerschaft zwischen ländlichen und städtischen Gebieten, denn hier treffen gewählte und nicht gewählte Akteure zusammen, um über die regionale Entwicklung zu entscheiden.
· Erfahrung/Tradition der Zusammenarbeit: Bei Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten handelt es sich um groß angelegte Partnerschaften, an denen unterschiedliche Regionen und Akteure mit unterschiedlichen Erfahrungen aus der lokalen Zusammenarbeit beteiligt sind, die vielleicht nie zuvor zusammengearbeitet haben.
· Zeit: Der Faktor Zeit spielt eine überaus wichtige Rolle, beispielsweise beim Aufbau eines Vertrauensverhältnisses zwischen den Beteiligten. Zudem muss eine breit angelegte Diskussion über die Schritte geführt werden, mit denen das Projekt in Gang gesetzt werden soll. Zeit spielt jedoch auch in anderer Hinsicht eine wichtige Rolle: Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten entstehen nicht nebenbei, vielmehr bedürfen sie der ständigen Pflege, bis sie sich in einer Region etabliert haben und als langfristig tragfähig betrachtet werden können. Selbst dann bedarf die Zusammenarbeit weiterhin der Pflege. 

· Kleine Schritte: Kleine Schritte können wichtige Bausteine für ein großes Ganzes sein. Dies gilt insbesondere für Kooperationen ohne gemeinsame Erfahrungen in der Zusammenarbeit.
· Viele konkrete Projekte: Projekte sind wichtig, denn sie führen zu Ergebnissen, die die Situation vor Ort verbessern und das Zusammengehörigkeitsgefühl der beteiligten Akteure stärken. Zudem bietet ein breites Spektrum an Projekten zwei weitere Vorteile: Einerseits bewirken mehr Projekte, dass sich im Sinne einer variablen Geometrie mehr Akteure und mehr Regionen beteiligen. Andererseits kann das Scheitern einzelner Projekte kompensiert werden.
· Ein solider Rahmen: Es ist wichtig, dass die regionale, die nationale und die EU‑Ebene in Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten einbezogen werden, so dass ein solider rechtlicher und finanzieller Rahmen gegeben ist, auch wenn es sich bei derartigen Partnerschaften in der Regel um „Bottom-up“-Prozesse handelt.
· Unterschiedliche Akteure: Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten, führen Akteure mit unterschiedlichem regionalen und sektoralen Hintergrund zusammen. In diesen kooperieren nicht nur Akteure aus städtischen und ländlichen Gebieten, sondern auch Beteiligte aus Politik, Verwaltung, Wirtschaft, der Fachwelt und der Zivilgesellschaft. Dies macht den Prozess zwar fruchtbar, aber auch kompliziert, denn unterschiedliche Gruppen verfolgen unterschiedliche Ziele und Ansätze, sie sprechen unterschiedliche Sprachen und orientieren sich an unterschiedlichen Zeithorizonten.
· Motivierte Akteure: Der vielleicht wichtigste Faktor – und zugleich derjenige, der am wenigsten durch politisches Handeln beeinflusst wird – ist das Vorhandensein motivierter Akteure, die – insbesondere in der Anfangsphase – ihre Aufgabe darin sehen, den Gedanken der Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten zu etablieren.
Breiter Konsens über die Förderung von Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten durch die EU
Was die Förderung durch die EU anbelangt, so muss darauf hingewiesen werden, dass für Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten als spezifischer Form der Lenkung einer integrierten territorialen Entwicklung der Grundsatz der Subsidiarität gilt. Sie werden in erster Linie auf lokaler oder subregionaler Ebene eingerichtet und durchgeführt und vorzugsweise durch einen begleitenden regionalen und nationalen Rechts- und Finanzrahmen unterstützt und gefördert. Auf der Grundlage des Gemeinschaftsziels des sozialen, wirtschaftlichen und territorialen Zusammenhalts kann allerdings auch die EU einen erheblichen Mehrwert zur Förderung von Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten beisteuern, indem sie
· die Effizienz und die kohärente Verwendung von EU‑Mitteln verbessert, 

· die Solidarität und Integration unterschiedlicher Gebiete verbessert und insbesondere zu einem ausgewogenen Verhältnis zwischen städtischen und ländlichen Gebieten beiträgt,

· integrierte territoriale Lösungen für die Herausforderungen der Gegenwart, wie z. B. den demografischen Wandel und eine nachhaltige und klimafreundliche Energieversorgung, anbietet.
Mit der Annahme des Reformvertrags von Lissabon und aufgrund zahlreicher europapolitischen Dokumente verfügt die Förderung von Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten über eine ausgeprägte rechtliche und politische Unterstützung. Die auf das Europäische Raumentwicklungskonzept von 1999 zurückgehende Territoriale Agenda 2020 der EU, die von den Mitgliedstaaten gemeinsam erarbeitet und angenommen wurde, das Grünbuch der Europäischen Kommission zum territorialen Zusammenhalt, die verschiedenen Kohäsionsberichte sowie mehrere Entschließungen des Europäischen Parlaments machen die Bedeutung von funktionalen Gebietseinheiten und der Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten im Hinblick auf die Herbeiführung einer ausgewogeneren polyzentrischen Entwicklung deutlich. 

Die allgemeine Würdigung der Ansätze für die Entwicklung und politische Steuerung der ländlichen und städtischen Gebiete und der Beitrag der EU sind insbesondere das Ergebnis des mit dem Vertrag von Lissabon (2009) reformierten Rechtsrahmens, in dem der territoriale Zusammenhalt explizit als Ziel (Artikel 3 Absatz 3) und als Bereich gemeinsamer Zuständigkeit (Artikel 4 Absatz 2) genannt wird. Zudem verfügt die EU über die (rechtliche) Möglichkeit, das Instrumentarium und die Mechanismen, um ihrer Rolle bei der Verwirklichung des territorialen Zusammenhalts (die auch Stadt-Land Partnerschaften beinhaltet) gerecht zu werden. So gesehen kann durch die EU‑Förderung ein spezifischer Mehrwert geschaffen werden, indem die EU dazu beiträgt, bereits existierende, jedoch noch vereinzelte Ansätze der Mitgliedstaaten und Regionen für die ländlichen und städtischen Gebiete bekannt zu machen und so weiterzuentwickeln, dass sie europaweit Anwendung finden. Doch spielen bei der Förderung der Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten durch die EU-Kohäsionspolitik und der Politik zur Entwicklung des ländlichen Raums nicht nur die europäische Ebene und der bestehende Finanzierungsrahmen eine entscheidende Rolle. Vielmehr erscheint es unverzichtbar, dass die Mitgliedstaaten und die Regionen bei der Programmierung ihrer europäischen Regional- und ländlichen Entwicklungsprogramme  die vorhandenen Möglichkeiten nutzen, um Initiativen für ländliche und städtische Gebiete proaktiv zu unterstützen.
Die EU-Förderung effizienter gestalten – Ineffizienzen vermeiden
Ausgehend von einem integrierten territorialen Ansatz sind Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten durch ein breites Spektrum an Themen gekennzeichnet, die in der Regel über die Finanzierung durch die Europäischen Strukturfonds (EFRE, ESF) und des Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) abgedeckt werden: 

· die Erbringung sozialer Dienstleistungen und die Bereitstellung einer öffentlichen Infrastruktur in ländlichen Gebieten und kleinen und mittelgroßen Städten (z. B. allgemeine und berufliche Bildung, Gesundheit, Verkehr und Jugend);

· die nachhaltige Bewirtschaftung natürlicher und kultureller Ressourcen (z. B. Wasser- und Abwasserwirtschaft, erneuerbare Energien und Energieeffizienz, Klimawandel, Risikoprävention, Natur- und Kulturerbe und Umweltsanierung); 

· wirtschaftliche Entwicklung und Innovation (z. B. Gründerzentren, Cluster, IKT-Infrastruktur, Innovations-/Technologietransfer, Tourismus, regionale Erzeugung von Lebensmitteln und regionale Lebensmittelversorgung).

In diesen Handlungsfeldern können Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten ganz erheblich zur Effizienzsteigerung bzw. zur Vermeidung von Ineffizienzen beitragen und mithelfen, durch die bessere Koordinierung von Einzelmaßnahmen in einer größeren funktionalen Gebietseinheit ein höheres Maß an Nachhaltigkeit zu erzielen. In Zeiten immer knapper werdender Haushaltsmittel, in denen neu darüber nachgedacht wird, welche Mittel für Finanzierungsmaßnahmen zur Verfügung stehen und wie die Fördermittel ausgegeben werden, und somit neue Ideen für eine effizientere und wirksamere Förderung gefragt sind, ist dies besonders wichtig. So führt insbesondere die Bevölkerungsentwicklung dazu, dass Infrastruktureinrichtungen und Dienstleistungen in geringerem Maße als bisher in Anspruch genommen werden und daher die Pro-Kopf-Kosten steigen, während die finanziellen Mittel, die pro Kopf der Bevölkerung zur Verfügung stehen, zurückgehen. Diese Sachlage erfordert neue, effizientere Formen der Bereitstellung von Dienstleistungen und Infrastruktureinrichtungen (z. B. öffentlicher Personenverkehr, Schulen, Krankenhäuser), die sich durch interkommunale Zusammenarbeit verwirklichen lassen. Doch stehen Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten zahlreiche Hindernisse entgegen. Diese umfassen besonders Ungleichgewichte (hinsichtlich Wirtschaftsleistung, Verwaltungskapazitäten, Verhandlungsbefugnissen und Potenzialen), unterschiedliche Erwartungen und Ziele, gegenseitige Vorurteile zwischen ländlichen Gemeinden auf der einen und Städten und Großstädten auf der anderen Seite sowie einem generellen Mangel an Uneigennützigkeit. 

Zudem können Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten Wachstum und ausgewogene Entwicklung zugleich aufweisen – sie verbinden ähnliche oder einander ergänzende Potenziale in unterschiedlichen Gebieten und führen wirtschaftlich starke und schwache Gebiete zusammen. Sie können damit einen ganz erheblichen Beitrag zu den Zielen der Strategie Europa 2020 leisten, indem sie unter anderem Folgendes unterstützen:
· Cluster, Netzwerke und regionale Wertschöpfungsketten, in denen das Potenzial zahlreicher Akteure in ländlichen und städtischen Gebieten zusammengeführt wird und die zu einem höheren Arbeitsplatzangebot beitragen;
· ein gemeinsames externes Marketing, mit dem Investitionen angezogen und regionale Produkte auf dem Markt positioniert werden;
· die Zusammenarbeit von Forschungseinrichtungen und Unternehmen oder die Bildung von Hochschulnetzwerken und anderen vertikalen und horizontalen Clustern innerhalb einer funktionalen Gebietseinheit zur Förderung von FuE, Innovation und Wettbewerbsfähigkeit;
· regionale Energiestrategien, die Maßnahmen zur Verbesserung der Energieeffizienz (vor allem in den Städten) und die Erzeugung erneuerbarer Energien (vor allem in den ländlichen Gebieten) zusammenführen;
· die gute Erreichbarkeit von Bildungseinrichtungen – u. a. durch neue Methoden in den Bereichen Fernunterricht und E‑Learning.
Für diese Themenbereiche kann bereits im laufenden Finanzierungszeitraum Unterstützung aus dem EFRE und dem ESF sowie dem ELER gewährt werden. Allerdings werden – abgesehen vom Ziel der territorialen Zusammenarbeit – Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten im rechtlichen und strategischen Rahmen der EU nicht als ein Konzept erwähnt, das verfolgt werden sollte. Daher kann es nicht überraschen, dass in den Operationellen Programmen Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten nicht in größerem Umfang zu finden sind, und dass die geförderten Projekte eher im sektoralen und lokalen Bereich (entweder ländliche oder aber städtische Gebiete) angesiedelt sind, während ein integrierter territorialer Ansatz für funktionale Gebietseinheiten nur selten zur Anwendung kommt. Hinzu kommt die Unterscheidung zwischen der Kohäsionspolitik und der Politik zur Entwicklung des ländlichen Raums der EU – während der ELER nach wie vor stark auf den Bereich der Landwirtschaft ausgerichtet ist, geht es beim EFRE um die Entwicklung der Wirtschaft und die regionale und städtische Infrastruktur, der ESF wiederum ist stark zielgruppenorientiert. Daher kommt es im nächsten Finanzierungszeitraum darauf an, die unterschiedlichen Politikfelder und Fonds untereinander zu verknüpfen und Projekte mit einer wirklich integrierten Perspektive für ländliche und städtische Gebiete zu entwickeln.
Die Förderung von Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten durch die Kohäsionspolitik und die Politik zur Entwicklung des ländlichen Raums der EU
Integrierte territoriale Strategien und Strukturen als Grundlage der Förderung
Eine wichtige Voraussetzung für die Stärkung des ländlich-städtischen Aspekts der EU‑Förderung besteht darin, dass die strukturpolitischen Maßnahmen auf EU‑Ebene von der „sektoralisierten“ Umsetzung in neue Formen von Finanzierungsprogrammen überführt werden, bei denen die territoriale Basis stärker ausgeprägt ist, und sich an integrierten Ansätzen orientieren. Unter diesen Vorzeichen sollten lokale und subregionale strategische Prozesse und Governancestrukturen für funktionale Gebietseinheiten allgemein verstärkt zur Grundlage der Förderung durch die EU gemacht werden. Andererseits sollten die EU‑Förderprogramme systematisch die Ausarbeitung und Umsetzung von integrierten Strategien für einzelne funktionale Gebietseinheiten auf subregionaler Ebene unterstützen und damit geeignetere finanzielle Unterstützung und technische Hilfe bereitstellen. Gestaltung und Umsetzung dieser strategischen Governanceprozesse für ländliche und städtische Gebiete sollten auf der Grundlage einer tragfähigen öffentlich-privaten Partnerschaft erfolgen, in die sich unterschiedliche Akteure aus der Wirtschaft, dem Sozialbereich und der Zivilgesellschaft als aktive Teilnehmer mit Mitentscheidungsbefugnis einbringen und dies im Rahmen eines mehrere Ebenen einschließenden Governanceansatzes. Doch benötigen Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten für den Aufbau und den Unterhalt von Kooperationsstrukturen und die Konzeption gemeinsamer Strategien nicht nur finanzielle Unterstützung. Damit territoriale Strategien und Governancesysteme funktionieren, sind sie ganz besonders auf den unmittelbaren und direkten Zugang zu Mitteln zur Projektfinanzierung angewiesen. Dies lässt sich erreichen durch 

· die Zuweisung eines „eigenen“ operationellen Budgets für funktionale Gebietseinheiten, das von den jeweiligen ländlich-städtischen Governancestrukturen unabhängig und in eigener Regie verwaltet wird, und/oder
· die Aufnahme einer „Finanzierungspräferenz“ für Projekte, die in integrierte territoriale Strategien eingebunden sind.
Beide Ansätze können miteinander kombiniert werden, beispielsweise durch Bereitstellung eines (kleineren) Budgets für Initiativen und Projekte, die nicht aus den bestehenden „Mainstream“-EU‑Programmen oder nationalen/regionalen Fonds finanziert werden können, und durch Erleichterung des Zugangs zu sektoralen Finanzierungsregelungen für größere Investitionen auf der Grundlage integrierter Strategien und Konzepte für die territoriale Entwicklung.
Dieses Finanzierungskonzept gewinnt zunehmend an Bedeutung, da die neuen politischen Instrumente für eine mögliche Umsetzung integrierter territorialer Strategien – wie sie mit den neuen Verordnungsvorschlägen eingeführt werden – rein optional gehalten sind, vor allem, was ihre Anwendbarkeit für ländlich-städtische funktionale Gebietseinheiten anbelangt (siehe Analyse weiter unten in diesem Dokument). Mit Ausnahme der „Integrierten Territorialen Investitionen“ für nachhaltige Stadtentwicklung im Rahmen des EFRE (Artikel 7 des Entwurfs der EFRE-Verordnung) und der „von der örtlichen Bevölkerung betriebenen Maßnahmen zur lokalen Entwicklung“ im Rahmen von ELER und EMFF (Artikel 28 bis 31 des Entwurfs der Allgemeinen Verordnung) besteht für die Verwaltungsbehörden der Strukturfonds keine Verpflichtung, diese Instrumente anzuwenden. Ob die Optionen zur Förderung von Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten tatsächlich genutzt werden, hängt damit in hohem Maße von der Bereitschaft der Mitgliedstaaten und Regionen ab.
Ein koordinierter und integrierter fondsübergreifender Rahmen für die Bereitstellung von Fördermitteln 
Eine wichtige Voraussetzung für das Funktionieren von territorialen Ansätzen und damit für die Förderung von Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten mit EU‑Mitteln ist die Verbesserung von Koordinierung und Kohärenz und die gemeinsame finanzielle Unterstützung durch verschiedene EU‑Fonds und unterschiedliche Programme. In diesem Zusammenhang ist auch die Notwendigkeit zu sehen, die Regeln für die Bereitstellung anzugleichen und zu vereinfachen, da diese eine wirkungsvollere Umsetzung verhindern und Hindernisse (und Verwaltungslasten) für integrierte territoriale Ansätze darstellen. 

Zwar gibt es durchaus Bemühungen für eine bessere Koordinierung und integrierte territoriale Mechanismen für die Bereitstellung von Mitteln aus der Kohäsionspolitik und der Politik zur Entwicklung des ländlichen Raums – beispielsweise in Italien und in Frankreich –, doch weist die gegenwärtige Programmgeneration nur wenige gemeinsame Ansätze zur Programmverwaltung und gemeinsamen Projektfinanzierung auf. Die verschiedenen Politikbereiche neigen dazu, ihre Programme unabhängig voneinander zu konzipieren, zu verwalten und umzusetzen. Daher ist es schwierig, die Mittel aus unterschiedlichen Quellen zu integrierten territorialen Projekten zu bündeln. Um hier eine Verbesserung herbeizuführen, müssten die nationalen und regionalen Behörden, die die unterschiedlichen Mittel verwalten, in gemeinsamen Strukturen zusammenarbeiten und gemeinsame Instrumente für die Planung, Programmierung und Umsetzung einsetzen. Dies ließe sich beispielsweise durch folgende Maßnahmen erreichen: 

· wechselseitige Mitgliedschaft (cross-membership) in Ausschüssen für die strategische Planung und Überwachung der Programme,
· Festlegung von Verknüpfungen und Komplementarität in Rahmendokumenten und Operationellen Programmen,
· offizielle (oder informelle) Koordinierungsstellen und interministerielle Arbeitsgruppen und gemeinsame Zuständigkeiten mehrerer Ministerien für die Verwaltung,
· Koordinierungsstellen/-beauftragte auf regionaler oder subregionaler Ebene,
· Mechanismen zur Förderung integrierter territorialer Projekte, die aus verschiedenen EU‑Fonds finanziert werden, und Zusammenführung (pooling) der Mittel aus unterschiedlichen Fonds in speziellen gemeinsamen Programmen zur territorialen Entwicklung.
Der vorgeschlagene rechtliche und strategische Rahmen für den nächsten Programmierungszeitraum 2014‑2020 kann als ein wichtiger Versuch angesehen werden, die Koordinierung unter den Fonds zu verbessern und mehr Kohärenz und eine stärkere Annäherung zu erreichen. Die Artikel 10 und 11 des Entwurfs der Allgemeinen Verordnung und der vorgesehene Gemeinsame Strategische Rahmen (GSR) enthalten gemeinsame Bestimmungen für alle EU‑Fonds, Mechanismen für die Kooperation und Koordinierung der Fonds und auch Verfahren, die die Kohärenz und Einheitlichkeit der Vorschriften für die Programmplanung und ‑umsetzung sicherstellen sollen. Auch das Konzept der „von der örtlichen Bevölkerung betriebenen Maßnahmen zur lokalen Entwicklung“ (Artikel 28 bis 31 des Entwurfs der Allgemeinen Verordnung) und der „Integrierten Territorialen Investitionen“ (Artikel 99 des Entwurfs der Allgemeinen Verordnung) schafft die Möglichkeit, die unterschiedlichen Mittel lokal in einer funktionalen Gebietseinheit zu bündeln. Ferner ist nach Artikel 88 des Entwurfs der Allgemeinen Verordnung die Wiedereinführung der Möglichkeit einer gemeinsamen Programmplanung für die Strukturfonds vorgesehen. Auf einer allgemeineren Ebene wird in dem künftigen Rahmen die integrierte territoriale Entwicklung auf subregionaler Ebene als ein Querschnittsthema herausgestellt. 

Um den integrierten EU‑Rahmen auf nationaler und regionaler Ebene umzusetzen, müssen die Mitgliedstaaten in ihren Partnerschaftsvereinbarungen und Operationellen Programmen einen integrierten Ansatz zur territorialen Entwicklung vorsehen. Gemäß Artikel 13 und 14 des Entwurfs der Allgemeinen Verordnung beinhaltet dies unter anderem Mechanismen und Vorkehrungen, die die Koordination zwischen den Fonds sicherstellen. Außerdem sind Partnerschaft und Mehrebenen-Governance sowie integrierte territoriale Ansätze für die Nutzung der Fonds für die territoriale Entwicklung von städtischen, ländlichen und Küstengebieten zu berücksichtigen.

Im Interesse einer wirklich integrierten territorialen Programmplanung und ‑umsetzung (einschließlich einer Perspektive, die ländliche und städtische Gebiete einbezieht) im Rahmen der zukünftigen Programme wäre es wichtig, dass diese unmittelbar auf die funktionalen Gebietseinheiten ausgerichtet sind, einen integrierten Planungs- und Entwicklungsprozess gewährleisten und auf eine fondsübergreifende Programmplanung zurückgreifen. Mit wenigen, allerdings wichtigen Einschränkungen lässt sich dies mit dem vorgeschlagenen rechtlichen und strategischen Rahmen erreichen. Die erste Einschränkung betrifft allerdings die Tatsache, dass in den Gesetzesvorschlägen ländlich-städtische oder funktionale Gebietseinheiten nicht ausdrücklich erwähnt werden; vielmehr werden dort Ansätze zur territorialen Entwicklung entweder städtischer oder aber ländlicher Gebiete genannt. Der zweite Schwachpunkt besteht darin, dass die wiedereingeführte Möglichkeit zur fondsübergreifenden Programmplanung lediglich die Strukturfonds (EFRE, ESF und Kohäsionsfonds) einschließt, nicht jedoch den ELER und den EMFF. Und schließlich sind zahlreiche der Bestimmungen für eine integrierte territoriale Entwicklung nach wie vor eher unspezifisch und optional gehalten. Um die ländlich-städtische Perspektive zu stärken und deutlicher hervorzuheben, erscheint es notwendig, zumindest den Begriff der funktionalen Gebietseinheiten oder der ländlichen und städtischen Gebiete in die betreffenden Textteile aufzunehmen – zumindest in der Allgemeinen Verordnung (beispielsweise in Artikel 11 Buchstabe b, Artikel 14 Buchstabe b Ziffer ii, Artikel 87 Absatz 2 Buchstabe c Ziffer ii). Außerdem sollten im GSR die wichtigsten Merkmale einer integrierten territorialen Entwicklung eindeutig genannt und deren Bedeutung für die funktionalen Gebietseinheiten hervorgehoben werden. Nicht zuletzt sollte die fondsübergreifende Programmplanung über das Instrument der „von der örtlichen Bevölkerung betriebenen Maßnahmen zur lokalen Entwicklung“ hinaus auf den ELER und den EMFF ausgeweitet werden.
Darüber hinaus müssen bei den Ansätzen für Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten folgende Einschränkungen beachtet werden: 

· Mit Blick auf das Ziel und die Notwendigkeit einer verstärkten Beteiligung privater Akteure sollte die Unterstützung privater Partner als Begünstigte erleichtert werden. 

· Die „n+2“-Regel könnte sich als ein Hemmnis erweisen, da es sich beim Aufbau von und Entscheidungen über Strukturen, Strategien und Projekte für ländliche und städtische Gebiete um komplizierte, zeitaufwendige Vorgänge handelt.
· Die notwendige starke thematische Konzentration muss hinreichend Flexibilität bieten, damit sie mit integrierten territorialen Ansätzen verknüpft werden kann, die durch ganze Bündel von Handlungsfeldern gekennzeichnet sind.
Allgemeiner dargestellt: Die wechselseitige geografische Integration von städtischen und ländlichen Gebieten, Akteuren und Entwicklungsstrategien muss verbessert werden. Die Unterstützung durch den ELER ist derzeit auf die ländlichen Gebietsteile und die betreffenden ländlichen Akteure konzentriert – größere Städte oder Großstädte finden meist keine Berücksichtigung. Entwicklungsstrategien und Governancestrukturen für ländliche und städtische Gebiete erfordern eine stärkere Beteiligung von und Vernetzung mit mittelgroßen Städten in den ländlichen Gebieten und benachbarten größeren Städten. So gesehen bietet Artikel 44 Absatz 2 Buchstabe b des Entwurfs der ELER-Verordnung ein erhebliches Maß an Flexibilität für die Einbindung von Akteuren aus nicht ländlichen Gebieten und Akteuren in den lokalen Aktionsgruppen von Leader. In diesem Zusammenhang erscheinen strenge Obergrenzen hinsichtlich der Einwohnerzahl der betreffenden Gebiete nicht zielführend, da dadurch dichter besiedelte ländliche Gebiete und ländlich-städtische Regionen ausgegrenzt werden könnten.
Optionen für die Programmplanung und neue Instrumente für „Bottom-up“-Initiativen für ländliche und städtische Gebiete
Es gibt mehrere Optionen, mit denen sich EU-Förderprogramme aus den GSR-Fonds und spezielle Finanzverwaltungsinstrumente so gestalten lassen, dass integrierte Entwicklungsstrategien für funktionale Gebietseinheiten und entsprechende Initiativen für ländliche und städtische Gebiete wirksam gefördert werden. 

Eine Option, die im laufenden Finanzierungszeitraum angewandt wird, ist die Aufnahme eines speziellen Finanzierungsschwerpunkts oder einer speziellen Maßnahme für Themen, die ländliche und städtische Gebiete betreffen (beispielsweise in Verbindung mit der Entwicklung von städtischen, stadtnahen und ländlichen Gebieten). Um integrierte territoriale Ansätze zu erreichen, wäre es am besten, eine derartige Finanzierung aus mehreren Fonds, d. h. durch Zusammenfassung mehrerer GSR-Fonds und unter Anwendung eines harmonisierten Rahmens bereitzustellen. Wenn diese Form der fondsübergreifenden Finanzierung nicht auf den ELER (EMFF) ausgeweitet wird, dann könnte eine Alternative darin bestehen, in den Strukturfondsprogrammen und den ELER-(EMFF-)Programmen integrierte territoriale Schwerpunkte, Maßnahmen oder Teilmaßnahmen festzulegen, die sich gegenseitig ergänzen. Dies erfordert allerdings eine aufwendigere Koordinierung der Programme untereinander, und die Finanzierungsverfahren müssen enger verknüpft und gestrafft werden.
Da jedoch die neue Finanzierungsarchitektur – zumindest für die Strukturfonds – vorschreibt, dass jeder Schwerpunkt eines Operationellen Programms ausdrücklich auf eines der elf festgelegten thematischen Ziele der Strategie Europa 2020 ausgerichtet sein muss, wäre es nicht möglich, eigene Schwerpunkte oder Maßnahmen für die integrierte territoriale Entwicklung festzulegen. Wenn die Finanzierungsstruktur so beibehalten wird, bleiben nur noch zwei Optionen: 

1) Bei rein sektoralen thematischen Ansätzen (z. B. Energieeffizienz und erneuerbare Energien, Verkehr, KMU-Förderung, Innovation, Umwelt) könnte die Unterstützung der EU bevorzugt – jedoch nicht ausschließlich – auf gemeinsame Initiativen für Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten ausgerichtet werden (z. B. durch bevorzugte Förderung von Projekten mit ländlichen und städtischen Gebieten oder Projekten auf der Grundlage einer Strategie für funktionale Gebietseinheiten). 
2) Für wirklich integrierte Ansätze zur territorialen Entwicklung von ländlichen und städtischen Gebieten müssen eigene Regelungen für eine gemeinsame Finanzierung eingeführt werden, bei denen die Mittel aus unterschiedlichen Programmen oder aus verschiedenen Teilen eines Programms, die von verschiedenen Stellen verwaltet werden, zusammengefasst und optimiert eingesetzt werden.
Eine weitere Option besteht in der Konzeption eines eigenen Operationellen Programms oder Teilprogramms, dessen Schwerpunkt auf der integrierten territorialen Entwicklung liegt. Abhängig von der jeweiligen territorialen Struktur könnte das (Teil-)Programm mehrere funktionale ländlich-städtische Regionen und Städteverbünde umfassen oder aber nur eine größere Metropolregion. Da Operationelle Programme in der Regel auf die NUTS-2-Ebene ausgerichtet sein sollen, müsste die Metropolregion wohl eine komplette Programmregion umfassen. Hinzu kommt, dass die Einrichtung und Durchführung eines gesonderten Operationellen Programms nur dann eine realistische Option ist, wenn innerhalb einer Region Finanzierungsmittel in größerem Umfang zur Verfügung stehen und ein erheblicher Teil davon für spezifische Initiativen zur territorialen Entwicklung eingesetzt werden kann. Anderenfalls besteht die Gefahr, dass durch die komplizierten Anforderungen hinsichtlich Verwaltung und Kontrolle der Mittel der Verwaltungsaufwand im Verhältnis zu den zur Verfügung stehenden Mitteln zu hoch wird.

Mit den dargestellten Optionen für die Programmkonzeption sind ferner unterschiedliche spezifischen Verfahren für eine stärker dezentralisierte Finanzverwaltung verbunden, durch die die Entscheidungsbefugnisse für die Projektfinanzierung lokalen/subregionalen Governance-Strukturen übertragen werden, so dass „Bottom-up“-Partnerschaftsansätze möglich werden. Bereits der geltende Rechtsrahmen bietet die Möglichkeit, Operationelle Programme oder Teile davon in Form eines Globalzuschusses an zwischengeschaltete Stellen auf lokaler/subregionaler Ebene, beispielsweise lokale Behörden, Stellen für regionale Entwicklung und sogar Nichtregierungsorganisationen, weiter zu delegieren. Allerdings stehen die für die Verwaltung der EU‑Mittel zuständigen nationalen und regionalen Stellen der Weiterdelegierung eher zurückhaltend gegenüber. Ein Hauptargument, das dagegen angeführt wird, ist der Einwand, dass auf den nachgeordneten Ebenen nicht genügend Kapazitäten zur Verfügung stehen und somit die Gefahr besteht, dass die Mittel nicht ordnungsgemäß – hinsichtlich Förderfähigkeit und Finanzkontrolle – verwaltet und verwendet werden. Voraussetzung für eine vermehrte Weiterdelegierung wäre daher zumindest, dass die Strukturen der Partnerschaften aus ländlichen und städtischen Gebieten einen besseren rechtlichen und institutionellen Status erhalten. Hinzu kommt, dass Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten rechtlich, politisch und demokratisch stabile und zuverlässige Entscheidungsstrukturen benötigen, die in der Lage sind, Konsens zu schaffen und verbindliche Finanzierungsbeschlüsse zu treffen.
Eine Alternative zur „echten“ Weiterdelegierung wären regionalisierte Teil- oder Unterbudgets, die als „virtuelle“ Globalzuschüsse fungieren. Einer funktionalen Gebietseinheit wird eine bestimmtes Budget zugeteilt, das auf der Grundlage einer gemeinsamen Entwicklungsstrategie oder gemeinsamer Beschlüsse, die von den Gremien der Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten getroffen werden, für die jeweiligen Projekte eingesetzt werden kann. Die offizielle Bewertung und Genehmigung der Projekte, die Zahlung an die Begünstigten und die finanzielle Kontrolle liegen weiterhin bei der Programmverwaltung auf regionaler oder nationaler Ebene, allerdings werden die entsprechenden Beschlüsse auf lokaler/subregionaler Ebene getroffen.
Ausgehend hiervon könnten die beiden neuen Instrumente zur territorialen Entwicklung, die von der EU für den nächsten Finanzierungszeitraum vorgeschlagen wurden, eine gute Grundlage für die Realisierung von integrierten Ansätzen zur territorialen Entwicklung und für die gemeinsame Finanzierung aus verschiedenen GSR-Fonds und Operationellen Programmen bieten.
Die Methode der von der örtlichen Bevölkerung betriebenen Maßnahmen zur lokalen Entwicklung (CLLD – community-led local development), die im Wesentlichen auf die LEADER-Methode für ländliche Gebiete zurückgeht und mit der diese Methode auf alle GSR-Fonds und weitere Gebiete ausgeweitet wird – ist speziell auf „Bottom-up“-Initiativen zur lokalen Entwicklung für bestimmte subregionale Gebiete ausgerichtet, die von der örtlichen Bevölkerung im Wege öffentlich-privater Partnerschaften durchgeführt werden. Gemäß der Artikel 28 bis 31 des Entwurfs der Allgemeinen Verordnung sollen diese Initiativen von lokalen Aktionsgruppen (LAG) betrieben werden, die sich aus Vertretern lokaler öffentlicher und privater sozioökonomischer Interessen zusammensetzen und die verschiedene Aufgaben der Verwaltungsbehörden übernehmen, wie z. B. die Bewertung und Auswahl von Projekten. CLLD werden mittels subregionaler und multisektoraler Entwicklungsstrategien umgesetzt und können die Kosten der Unterstützung der Vorbereitungen, die Verwaltungskosten und Kosten für die Durchführung von Kooperationsmaßnahmen der LAG, Betriebskosten, die Kosten für die Verwaltung der Strategie für lokale Entwicklung und die Kosten für die Durchführung von Vorhaben im Rahmen der Strategie (einschließlich Sachinvestitionen) übernehmen. CLLD können aus verschiedenen Operationellen Programmen finanziert werden und können Mittel aus allen GSR-Fonds erhalten.
Die integrierte territoriale Investition (ITI) (Artikel 99 des Entwurfs der Allgemeinen Verordnung) kann dazu genutzt werden, Mittel aus ESF und EFRE von einer oder mehreren Prioritätsachsen eines oder mehrerer Operationeller Programme zu einem integrierten territorialen Finanzierungssystem zusammenzuführen. Diese Teile der Prioritätsachsen werden zusammen durchgeführt und es besteht die Möglichkeit, Verwaltung und Durchführung an zwischengeschaltete Stellen, wie lokale Behörden, Stellen für regionale Entwicklung oder Nichtregierungsorganisationen, zu delegieren. ITI können für Stadtentwicklungsstrategien und jede andere territoriale Strategie (also auch für funktionale Gebietseinheiten) eingesetzt werden. ITI können nach einem „Top-down“-Ansatz von einer Verwaltungsbehörde, einer einzelnen lokalen Regierungseinheit oder einer anderen Stelle durchgeführt werden – die Beteiligung der Bevölkerung ist dafür nicht erforderlich.
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· ermöglicht die Finanzierung von „Bottom-up“-Initiativen für lokale Entwicklung aus mehreren GSR-Fonds
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· kleinere funktionale Gebietseinheiten und kleinere Projekte
· werden von der lokalen Bevölkerung durchgeführt (ausgeprägte Komponente der Mitentscheidung nicht-öffentlicher Akteure)


Grundsätzlich können für die Unterstützung von Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten beide neuen Instrumente eingesetzt werden. Es sind allerdings gewisse Einschränkungen zu beachten, die generell den gesamten integrierten Ansatz zur territorialen Entwicklung betreffen, wie er im Entwurf der Allgemeinen Verordnungen für die GSR-Fonds festgelegt ist. Erstens bezieht er sich nur auf entweder städtische oder ländliche Gebiete und nicht ausdrücklich auch auf die Förderung der Beziehungen zwischen städtischen und ländlichen Gebieten. Zweitens enthält das Instrument der CLLD zwar zahlreiche wichtige Aspekte von Ansätzen für Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten, doch ist das Instrument hauptsächlich auf kleinere Gebiete mit begrenzter Einwohnerzahl (entweder Stadtviertel oder ländliche Gebiete) und kleinere Projekte ausgerichtet und ist damit auf verschiedene Themen beschränkt, für die Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten möglich sind. Hinzu kommt, dass die Durchführung in hohem Maße von der Bevölkerung betrieben wird, wodurch sich institutionelle und rechtliche Einschränkungen hinsichtlich Investitionsentscheidungen und für größere funktionale Gebietseinheiten ergeben könnten. Und schließlich kann als einer der wesentlichen Nachteile des Instruments der ITI die Tatsache gesehen werden, dass die fondsübergreifende Konstruktion des Instruments auf den EFRE und den ESF beschränkt ist, den ELER (EMFF) jedoch nicht einschließt.
Daher wäre es für die Förderung von Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten sehr wichtig, dass die bestehenden und die vorgeschlagenen Finanzierungsoptionen angepasst an die spezifischen geografischen Gegebenheiten der funktionalen Gebietseinheit eingesetzt werden. Zwei grundsätzliche Voraussetzungen müssen erfüllt sein: Für den Einsatz der CLLD-Methode in überwiegend ländlichen Regionen wäre entscheidend, dass tatsächlich städtische Zentren (insbesondere Städte mittlerer Größe) in Konzeption und Umsetzung der territorialen Strategien und Initiativen einbezogen werden (auch mit Blick auf die Finanzierung aus dem ELER) und dass auch Verbindungen zu größeren Städten außerhalb des betreffenden Gebiets unterstützt werden. Außerdem müssen mit Blick auf die Förderung der territorialen Governance bei stärker städtisch geprägten funktionalen Gebietseinheiten und Metropolregionen Verknüpfungen zwischen der Finanzierung durch den ELER und politischen Maßnahmen zu Förderung der Entwicklung des ländlichen Raums hergestellt werden. Unter diesen Gesichtspunkten erscheinen für die drei von der OECD definierten Kategorien von ländlich-städtischen Gebieten folgende Optionen gangbar:
Bereitstellung eines eigenen Instruments für Versuche, innovative Ansätze und zur Politikentwicklung
Durch Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten entsteht bei der Umsetzung der Kohäsionspolitik und der Politik zur Entwicklung des ländlichen Raums der EU und deren Finanzierung eine recht neue und mit Herausforderungen verbundene Dimension – insbesondere für Mitgliedstaaten und Regionen, die auf diesem Gebiet noch wenig Erfahrung gesammelt haben. Zudem bietet der vorgeschlagene EU‑Rahmen zwar bestimmte Optionen, er erfordert jedoch die Anwendung spezifischer Methoden, damit Themen, die ländliche und städtische Gebiete betreffen, in der nächsten Programmgeneration einbezogen werden können. Da die Verwaltungsstellen, die für die Programmplanung, Verwaltung und Durchführung der EU‑Programme verantwortlich sind, in der Regel eher „konservativ“ eingestellt sind und Risiken lieber meiden und daher auf die Einführung neuer strategischer Aspekte und Governanceansätze eher zurückhaltend reagieren werden, müsste das unmittelbare „Mainstreaming“ von Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten durch ein spezielles Instrument für Versuche, Innovation, Aktivierung und Politikentwicklung ergänzt werden.
Neben der Stärkung von Aspekten, die ländliche und städtische Gebiete betreffen, in bestehenden Pilot- und Versuchsprogrammen, z. B. auf dem Gebiet der territorialen Zusammenarbeit (URBACT, transnationale und interregionale Programme, ESPON), sollte eine spezielle EU‑Initiative gestartet werden, die unmittelbar auf Projekte mit Versuchs-, Demonstrations- und Pilotcharakter auf dem Gebiet der Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten ausgerichtet ist. Die Europäische Kommission könnte daher einen Teil der für innovative Maßnahmen auf dem Gebiet der nachhaltigen Stadtentwicklung vorgesehenen Haushaltsmittel (Artikel 9 des Entwurfs der EFRE-Verordnung) einsetzen und die gewonnenen Erfahrungen über eine europäische Plattform (möglichst eine bereits bestehende Plattform) weitergeben und verbreiten. Da es für die nachhaltige Stadtentwicklung von entscheidender Bedeutung ist, dass die Beziehungen und Verbindungen zwischen ländlichen und städtischen Gebieten verbessert werden, ist es durchaus legitim, einen Teil dieser Mittel hierfür zurückzustellen. Allerdings sollte auch der ELER zu dem Budget beitragen, denn auch die ländlichen Gebiete profitieren in hohem Maße von Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten. 

Die Kommission sollte ein Instrument zur flexiblen Finanzierung entwickeln, einführen und verwalten, das einfach zu handhaben ist und mit dem Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten nach bestimmten grundlegenden Kriterien erprobt werden können. So könnte beispielweise eine zwar begrenzte, aber nicht unerhebliche Anzahl von Pilotprojekten in ganz Europa ausgewählt und unterstützt werden, die unterschiedliche Arten von ländlichen und städtischen Regionen und funktionale Gebietseinheiten umfassen und unterschiedliche thematische Aspekte und Governance-Formen beinhalten. Nicht zuletzt kann durch einen strukturierten praktischen und strategischen Prozess für den Austausch, zur Vernetzung und Politikentwicklung das Thema Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten weiterentwickelt und bekannt gemacht werden. Auf dieser Grundlage kann dann eine Art „rurbaner Acquis“, ein gemeinsamer Besitzstand für ländliche und städtische – also rurale und urbane – Gebiete, erarbeitet werden, der als operative Basis für die durchgängige Einbeziehung von Ansätzen zur Entwicklung von ländlichen und städtischen Gebieten in die Kohäsionspolitik und die Politik zur Entwicklung des ländlichen Raums der EU überall in Europa dienen kann.
Schlussfolgerungen
1. Es gibt in ganz Europa zwar zahlreiche gute Beispiele für Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten, die meisten davon in den alten Mitgliedstaaten, doch ist dieser Entwicklungsansatz noch nicht durchgängig überall zu finden.
2. Die Territoriale Agenda 2020 mit ihrem Schwerpunkt auf funktionalen Gebietseinheiten ist ein wichtiger Schritt zur Förderung von Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten; eine allgemeine Akzeptanz dieser Partnerschaften zeichnet sich jedoch noch nicht ab.
3. Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten könnten ein Ansatz sein, um Wachstum und ausgewogene Entwicklung in ländlichen und städtischen Gebieten zu verbinden. Die Verknüpfung aller ähnlichen oder einander ergänzenden Potenziale und die bestehenden Verbindungen bilden die Grundlage einer Partnerschaft.
4. Sowohl städtische als auch ländliche Gebiete mit ihren jeweiligen individuellen Potenzialen haben die Möglichkeit, einen Beitrag zu leisten; Grundgedanke der Partnerschaft ist zudem, dass beide Partner davon profitieren sollen.
5. Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten sind sowohl in räumlicher und thematischer Hinsicht als auch mit Blick auf die Governance ein umfassendes Konzept. Als eigenständige Form der interkommunalen Zusammenarbeit beinhalten sie – was formalen Status, Strukturen, Zusammensetzung, Größe, räumliche Ebenen und Umfang anbelangt – ein vielfältiges Spektrum.
6. Die Etablierung von Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten braucht Zeit, und selbst kleine Schritte können für eine Region große Bedeutung haben. Dies trifft insbesondere auf Regionen zu, die auf dem Gebiet der regionalen Zusammenarbeit noch nicht über größere Erfahrung verfügen.
7. Die räumliche Ausdehnung von Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten endet da, wo Gebiete mit ihren Potenzialen keinen Beitrag mehr zu einer Partnerschaft leisten können und wo nur wenige Verbindungen bestehen.
8. Die Kohäsionspolitik und die Politik zur Entwicklung des ländlichen Raums der EU sollten auf der Grundlage des Vertrags von Lissabon und des neuen Gemeinschaftsziels des territorialen Zusammenhalts sowie der Schwerpunkte der Territorialen Agenda 2020 der EU Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten in koordinierter Form unterstützen.
9. Die EU sollte im Einklang mit dem vielgestaltigen nationalen und regionalen rechtlichen, politischen und administrativen Rahmen der interkommunalen Zusammenarbeit zur Förderung von Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten einen flexiblen und auf mehreren Ebenen greifenden Ansatz anwenden.
10. In ihrer Rolle als supranationale Mittlerin kann die EU dazu beitragen, den Ansatz der Partnerschaft zwischen ländlichen und städtischen Gebieten weiterzuentwickeln, indem sie bestehende Beispiele bekanntmacht und als wichtige Plattform für die Vernetzung unter den Mitgliedstaaten fungiert. 

11. EFRE, ESF, ELER und EMFF können finanzielle Unterstützung für ein breites Spektrum an Themen leisten, die für Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten von Belang sind (z. B. soziale Dienste und grundlegende Infrastruktureinrichtungen, wirtschaftliche Entwicklung, Bewirtschaftung von natürlichen und kulturellen Ressourcen). Allerdings folgen diese Fonds überwiegend  einem sektoralen Ansatz und sind weniger auf funktionale Gebietseinheiten ausgerichtet.
12. Aufgrund ihres gebietsbezogenen und integrierten Ansatzes der funktionalen Gebietseinheiten können Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten einen wertvollen Beitrag zur besseren Koordinierung der Fonds und zur Verwirklichung des Ziels des territorialen Zusammenhalts leisten. 

13. Integrierte Strategien zur territorialen Entwicklung und Governanceprozesse für funktionale Gebietseinheiten sollten eine stärkere Grundlage für die Bereitstellung von EU‑Fördermitteln schaffen und sollten unmittelbare Unterstützung der EU in Form technischer und finanzieller Hilfe erhalten
14. Projekte für ländliche und städtische Gebiete sollten durch Einrichtung eines eigenen operativen Haushalts, der aus mehreren Fonds gespeist wird, für funktionale Gebietseinheiten unmittelbaren Zugang zu EU‑Fördermitteln und/oder in verschiedenen Programmen eine bevorzugte Förderung erhalten.
15. Der vorgeschlagene gemeinsame rechtliche und strategische Rahmen für die Kohäsionspolitik und die Politik zur Entwicklung des ländlichen Raums nach 2013 bietet eine gute Grundlage für integrierte Ansätze zur territorialen Entwicklung und Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten. Nunmehr ist es Sache der Mitgliedstaaten und der Regionen, die EU-Fonds proaktiv für die Förderung von Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten zu nutzen.
16. In den Partnerschaftsvereinbarungen und Operationellen Programmen sind ein integrierter Ansatz zur territorialen Entwicklung auszuweisen, dessen Kernstück Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten bilden, und ein Instrumentarium für die fondsübergreifende Koordinierung und die gemeinsame Programmplanung und Finanzierung mehrerer Fonds vorzusehen.
17. Die Operationellen Programme sollten eigene Schwerpunkte oder Maßnahmen zur integrierten territorialen Entwicklung für städtische, stadtnahe, ländliche und ländlich-städtische Gebiete beinhalten und Mechanismen zur Weiterdelegierung an funktionale Gebietseinheiten anwenden.

18. Die vorgeschlagenen territorialen Instrumente der „integrierten territorialen Investitionen“ (ITI) und „von der örtlichen Bevölkerung betriebenen Maßnahmen zur lokalen Entwicklung“ (CLLD) können dazu eingesetzt werden, Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten zu unterstützen und Mittel aus unterschiedlichen GSR-Fonds zusammenzuführen.
19. Um die rechtliche und strategische Grundlage zugunsten von Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten zu stärken, müsste(n) in der gemeinsamen Verordnung für alle GSR-Fonds 

· die funktionalen (ländlichen und städtischen) Gebietseinheiten (neben den Stadtgebieten und den ländlichen Gebieten) ausdrücklich als räumliche Kategorie für integrierte Ansätze zur territorialen Entwicklung genannt werden;
· die Option der fondsübergreifenden Programmplanung auf den ELER (EMFF) ausgeweitet werden und parallel dazu die Förderung aus dem ELER (EMFF) in die Konstruktion der ITI einbezogen werden;
· der geografische und einwohnerbezogene Umfang von CLLD im Fall von Partnerschaften zwischen ländlichen und städtischen Gebieten auf größere Gebiete ausgeweitet werden, die ländliche und städtische Teilgebiete umfassen.
20. Die Europäische Kommission sollte eine eigene Initiative namens „RURBAN“ für Versuche, innovative Pilotprojekte, den Aufbau von Kapazitäten und die Entwicklung politischer Maßnahmen einleiten, die nach Artikel 9 der künftigen EFRE-Verordnung in Kombination mit Mitteln aus dem ELER finanziert wird.
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